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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Änderung des Beschlusses 
87/182/CEE des Rates vom 9. März 1987 zur Ermächtigung der Kommission, 
im Rahmen des Neuen Gemeinschaftsinstruments Anleihen für eine 
Sonderbeihilfe der Gemeinschaft zum Wiederaufbau der durch die von 
den Erdbeben im September 1986 zerstörten Gebiete in Griechenland 
aufzunehmen 
»Ratsdok. Nr. 4085/88« 


A. Problem 

Im September 1986 hat ein Erdbeben erhebliche Verwüstungen in 
der Stadt Kalamata (Peloponnes) und Umgebung im Nomos Mes- 
senien angerichtet. 

Die griechischen Behörden haben bei der EG-Kommission im April 
1987 ein Darlehen in Höhe von 100 Mio. ECU beantragt. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission befürwortet den Antrag und schlägt vor, den 
Ratsbeschluß vom 9. März 1987 über die Fortführung des Neuen 
Gemeinschaftsinstruments dadurch zu ergänzen, daß die Kommis- 
sion über den dort vorgesehenen Betrag von 1,5 Mrd. ECU hinaus 
ermächtigt wird, weitere 100 Mio. ECU in Form von Sonderanlei- 
hen aufzunehmen. Darüber hinaus sollen zur Erleichterung des 
Schuldendienstes Griechenlands aus dem EG-Haushalt zusätzli- 
che Zinsbeihilfen gezahlt werden, die etwa 20 Mio. ECU erfordern 
würden. 



Drucksache 11/2005 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


C. Alternativen 

Dem Anliegen Griechenlands wird durch Ausschöpfung der im 
Rahmen des Neuen Gemeinschaftsinstruments gegebenen Mittel 
in Höhe von 1,5 Mrd. DM Rechnung getragen. Sofern Zinsbeihil- 
fen vorgesehen werden sollen, könnten diese aus den nunmehr 
erheblich aufgestockten Strukturfonds geleistet werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


D. Kosten 

Bei Ausschöpfung des Neuen Gemeinschaftsinstruments entste- 
hen für die Alternativlösung keine zusätzlichen Kosten. Die Ge- 
währung von Zinsbeihilfen aus den Strukturfonds würde über de- 
ren ohnehin vorgesehene Aufstockung hinaus ebenfalls keine zu- 
sätzlichen Kosten verursachen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird nachdrücklich gebeten, sich im Rat dafür einzusetzen, 
daß künftig nicht mehr Verwaltungsdienststellen der Kommission, sondern nur noch 
die Europäische Investitionsbank Anleihen für die in der Vorlage (Anlage) genann- 
ten Zwecke aufnimmt. Aus diesem Grund wird die Bundesregierung gebeten, den 
Kommissionsvorschlag abzulehnen. Die Bundesregierung wird jedoch aufgefordert, 
das Anliegen Griechenlands durch Ausschöpfung der im Rahmen des Neuen Ge- 
meinschaftsinstruments zur Verfügung stehenden Mittel zu unterstützen. 


Bonn, den 2. März 1988 


Der Haushaltsausschuß 


Walther 

Vorsitzender 


Esters Borchert 

Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Änderung des Beschlusses 87/182/CEE des Rates 
vom 9. März 1987 zur Ermächtigung der Kommission, im Rahmen des Neuen 
Gemeinschaftsinstruments Anleihen für eine Sonderbeihilfe der Gemeinschaft zum Wiederaufbau 
der durch die von den Erdbeben im September 1986 zerstörten Gebiete in Griechenland 
aufzunehmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Ein Teil der griechischen Bevölkerung wurde durch 
die Erdbeben im September 1986 erheblich geschä- 
digt; die Auswirkungen dieser Katastrophe auf ihre 
wirtschaftliche und soziale Lage müssen gemildert 
werden; 

von den Erdbeben wurden insbesondere die Stadt 
Kalamata und Umgebung im Nomos Messenien be- 
troffen; 

es handelt sich um eine Ausnahmesituation, die rasch 
und wirkungsvoll behoben werden muß; 

der Beschluß 87/182/CEE des Rates vom 9. März 1987 
zur Ermächtigung der Kommission, Anleihen zur In- 
vestitionsförderung in der Gemeinschaft aufzuneh- 
men 2 ), bietet mittels der durch den vorhegenden Be- 
schluß herbeigeführten Änderungen ein Mittel, zur 
Verwirklichung des angestrebten Ziels beizutragen; 

es ist sinnvoll, die zu diesem Zweck entweder im Rah- 
men des Neuen Gemeinschaftsinstruments oder aus 
eigenen Mitteln der Europäischen Investitionsbank zu 
vergebenden Darlehen mit einer Zinsbeihilfe zu La- 
sten des Gemeinschaftshaushalts auszustatten; 

die Europäische Investitionsbank hat ihre Bereitschaft 
erklärt, bei der Umsetzung des vorliegenden Be- 
schlusses mitzuwirken; 

der Vertrag sieht nicht die hierfür erforderlichen spe- 
zifischen Befugnisse vor — 


!) ABI. Nr. C . . . vom . . . 

2 ) ABI. Nr. L 171 vom 14. März 1987 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

An Artikel 1 des Beschlusses 87/182/EWG werden 
folgende Absätze angefügt: 

„Ferner wird die Kommission ermächtigt, aus- 
nahmsweise im Namen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft Anleihen zur Finanzierung 
von Investitionen zur Wiederherstellung von Pro- 
duktionsmitteln und zum Wiederaufbau wirtschaft- 
licher und sozialer Infrastrukturen einschließlich 
Wohnungen in den von den Erdbeben im Septem- 
ber 1986 in Griechenland betroffenen Gebieten auf- 
zunehmen. Artikel 2, Artikel 3, erster Gedanken- 
strich und Artikel 4 gelten nicht für diese Finanzie- 
rungen. 

Die Höhe dieser Sonderanleihen muß ausreichend 
bemessen sein, und Darlehen bis zu einem Betrag 
von 100 Mio. ECU — abzügüch eventueller Maß- 
nahmen der Europäischen Investitionsbank aus ei- 
genen Mitteln für die gleichen Zwecke — ermögli- 
chen. " 

Artikel 2 

An Artikel 5 des Beschlusses 87/182/EWG werden 
folgende Absätze angefügt: 

„Die Endempfänger der Darlehen können bis zu 
einer Darlehenssumme von maximal 100 Mio. ECU 
im Rahmen des Neuen Gemeinschaf tsinstruments 
gemäß Artikel 1 und aus den Eigenmitteln von der 
Europäischen Investitionsbank für durchgeführte 
Investitionen in den von den Erdbeben des Monats 
September 1986 in Griechenland geschädigten Ge- 
bieten Zinsbeihilfen aus dem Gesamthaushalt der 
Europäischen Gemeinschaften erhalten. 

Auf der Grundlage der von den griechischen Behör- 
den vorgelegten Projekte gewährt die Kommission 
Zinsbeihilfen, deren Höhe auf 3 Prozentpunkte pro 
Jahr für die Dauer von maximal zwölf Jahren fest- 
gelegt ist. " 

Artikel 3 

Dieser Beschluß gilt ab dem 1. Januar 1988. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — Fi 551/88 — vom 
26. Januar 1988. 
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Begründung 


1. Nach einem Erdbeben in Griechenland im Fe- 
bruar/März 1981 haben die Gemeinschaften Son- 
derbeihilfen für die Katastrophengebiete bereitge- 
stellt. 

Im September 1986 gab es erneut ein Erdbeben, 
diesmal in der Nähe der Stadt Kalamata (Pelopon- 
nes). Die Kommission hat dem Rat und dem Euro- 
päischen Parlament am 8. Oktober 1986 eine Mit- 
teilung l ) übermittelt, in der sie neue Sondermaß- 
nahmen entsprechend denen von 1981 vor- 
schlägt. 

Zu diesen Maßnahmen zählte unter anderem die 
Möglichkeit der Gewährung zusätzlicher Darlehen 
aus Mitteln des NGl oder der EIB, wie dies auch 
1981 geschah, dazu ein Zuschuß zu Lasten des 
Gesamthaushalts zur Erleichterung des hiermit 
verbundenen Schuldendienstes. Zu diesen Darle- 
hen und Zuschüssen müßte vorher die EIB konsul- 
tiert werden. 

Nach Vorlage eines Antrags der griechischen Be- 
hörden im April 1987 zur Gewährung eines Darle- 
hens von 100 Mio. ECU hat diese Konsultation jetzt 
stattgefunden. Nach Auffassung der EIB werden 
die Kosten für die Wiederaufbauarbeiten, die durch 
Darlehen finanziert werden könnten, diesen Betrag 
überschreiten. 

2. Die Kommission schlägt daher dem Rat in der 
vorliegenden Mitteilung vor, den Beschluß 
87/182/EWG („NGl IV J ') derart zu ändern, daß dem 
Antrag der griechischen Behörden auf zusätzliche 
Darlehen aus Mitteln des NGl oder der EIB zu gün- 
stigen Bedingungen stattgegeben wird. 

3. Sonderdarlehen 

Das Ausmaß der Investitionen, die für die Wieder- 
herstellung des wirtschaftlichen Potentials sowie 
zum Wiederaufbau der wirtschaftlichen und sozia- 
len Infrastrukturen der zerstörten Gebiete erforder- 
lich sind, ist Grund genug dafür, daß der griechi- 
schen Wirtschaft durch die Hilfe der Gemeinschaft 
in erheblichem Umfang zusätzliche finanzielle Mit- 
tel zugänglich gemacht werden. 

Da das Erdbeben vor allem Wohnungen zerstört 
hat, soll der überwiegende Teü der Gemeinschafts- 


hilfe in Abstimmung mit den zuständigen griechi- 
schen Behörden für die Sozialinfrastruktur verwen- 
det werden. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß ein Ge- 
meinschaftsdarlehen bis zu 100 Mio. ECU als Son- 
dermaßnahme, dazu eine Beihilfe zur Erleichte- 
rung des Schuldendienstes angesichts des Ausma- 
ßes der Probleme, einen bedeutsamen Beitrag dar- 
stellen würden f dieser Betrag berücksichtigt den 
Teil der Wiederaufbaukosten, der durch Darlehen 
finanziert werden könnte. 

Die zusätzlichen Mittel, die den Katastrophenge- 
bieten zur Verfügung gestellt werden, kommen aus 
Anleihen der Gemeinschaftsorgane, und zwar ent- 
weder direkt durch die EWG im Rahmen des NGl 
oder durch die EIB im eigenen Namen. 

4. Zuschüsse 

Die Kommission schlägt ferner vor, die Last der 
Bedienung der von Griechenland somit eingegan- 
genen Verpflichtungen durch Zinsbeihilfen zu La- 
sten des Gesamthaushalts zu erleichtern. 

Diese Zinsbeihilfen, die sich auf 3 Prozentpunkte 
pro Jahr belaufen würden, würden für eine Dauer 
von höchstens zwölf Jahren gewährt. 

5. Die Kommission schlägt daher dem Rat vor: 

— die Solidarität der Gemeinschaft dadurch zu 
zeigen, daß er beschließt, daß Sonderdarlehen 
bis zu 100 Mio. ECU zugunsten der Katastro- 
phengebiete in Griechenland gewährt werden 
können, und zwar mit Hilfe von Mitteln, die aus 
Anleihen im Rahmen des Neuen Gemein- 
schaftsinstruments stammen, soweit die EIB 
nicht Darlehen aus eigenen Mitteln zur Verfü- 
gung stellt; 

— zu beschließen, daß diese ausnahmsweise ge- 
währten Darlehen aus dem Gemeinschafts - 
haushalt mit einer Zinsbeihilfe ausgestattet 
werden und deshalb den beigefügten Entwurf 
zur Änderung des Beschlusses 87/182/EWG zu 
billigen. 


i) KOM(86) 551 endg. 
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Bericht der Abgeordneten Esters und Borchert 


Die beigegebene EG-Vorlage wurde dem Haushalts- 
ausschuß am 8. März 1988 durch den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages gemäß § 93 der Geschäfts- 
ordnung zur federführenden Beratung überwiesen. 

Der Unterausschuß des Haushaltsausschusses zu Fra- 
gen der EG hat die Vorlage am 24. Februar 1988 vor 
Überweisung im Rahmen des Selbstbefassungsrechts 
beraten. Er ist einvernehmlich zu der Auffassung ge- 
langt, daß Anleihen für den in der Vorlage genannten 
Zweck künftig nicht mehr von der Kommission, son- 
dern ausschließlich von der dafür vorgesehenen Euro- 
päischen Investitionsbank aufgenommen werden sol- 
len. Dies entspricht auch dem Willen des Rates, den 
dieser bei der Verabschiedung des Neuen Gemein- 
schaftsinstruments in Höhe von 1,5 Mrd. ECU am 
9. März 1987 bekundet hat. Der Unterausschuß unter- 


Bonn, den 2. März 1988 


stützt das Anhegen Griechenlands und ist der Auffas- 
sung, daß das gewünschte Darlehen aus der im Rah- 
men des Neuen Gemeinschaftsinstruments vorgese- 
henen Summe von 1,5 Mrd. DM ohne Schwierigkei- 
ten erwirtschaftet werden kann. 

Der Unterausschuß steht der von der Kommission vor- 
gesehenen Zinsbeihilfe skeptisch gegenüber, da sie 
den EG-Haushalt mit ca. 20 Mio. ECU belasten 
würde. Falls eine solche Zinsbeihilfe dennoch vorge- 
sehen werden soll, könnte sie aus den nach den Brüs- 
seler Beschlüssen des Europäischen Rates erheblich 
aufzustockenden Strukturfonds gewährt werden. 

Der Haushaltsausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
2. März 1988 den Empfehlungen seines Unteraus- 
schusses einvernehmlich angeschlossen. 


Esters Borchert 

Berichterstatter 
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